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Sicherheitspolitik

Kein Präsident, aber
mehr als eine Million Flüchtlinge
Das hatte sich Generalstabschef Michel Suleiman sicherlich anders

vorgestellt, als ihn das libanesische Parlament zum Präsidenten
wählte. Der 31. Mai 2014 war der letzte Tag seiner seit 2008
währenden Amtszeit, ein Nachfolger wurde bisher nicht gewählt.
Ein politisches Vakuum in einer Zeit, in welcher der Libanon
unter dem Druck der über eine Million syrischen Flüchtlinge zu
ersticken droht. Die Weltöffentlichkeit reagiert erneut nur zaghaft!

Heino Matzken

In der Konkordanzdemokratie am Mit-
telmeer sind die wichtigsten politischen
Posten nach konfessioneller Zugehörig-
keit verteilt. So muss nach der Verfas-

sung aus dem Jahr 1943 der Präsident ein
maronitischer Christ sein. Doch die pro-
syrischen Kräfte im Libanon boykottie-
ren seit April die Parlamentssitzungen
und somit die Wahl eines Nachfolgers
Suleimans. Eine politische Krisensitua-
tion, die in westlichen Ländern zu pa-
nikartiger Stimmung in der Bevölkerung
führen würde — nicht so im Libanon. Viel
zu gross sind die alltäglichen Probleme,
verursacht durch den dreijährigen Bür-
gerkrieg im Nachbarland Syrien. Libane-
sische Schiiten kämpfen unter der Fahne
der Hisbollah auf Seiten Assads, Anschlä-

ge erschüttern das Land und die über eine
Million Flüchtlinge stürzen die Wirtschaft
in den Abgrund.

Ein Land, das jahrzehntelang Spielball
anderer Mächte war. Ein Land, welches

geprägt durch die Konkurrenz verschie-
dener Religionsgruppen, der Toleranz
«Nathan des Weisen» bedarf. Ein Land,
dessen Bevölkerung nach über 35 Jahren

Krieg Ruhe und Frieden verdient hätte.
Dabei begann alles überaus positiv.

Nach dem Zerfall des Osmanischen Rei-
ches erhielt Frankreich das christlich-
drusische Libanongebirge, die sunnitisch-
schiitischen Küstenregionen und die
schiitische Bekaa-Ebene 1920 als Man-
datsgebiet. Im Laufe des Zweiten Welt-
krieges kündigte die libanesische Regie-

rung das Mandat einseitig auf. Als eines

der Gründungsmitglieder der Vereinten
Nationen verdiente sich die einzige par-
lamentarische Demokratie im arabischen

Raum danach, dank ihrer wirtschaftlichen
Stabilität und Neutralität, den Beinamen

Syrische Flüchtlinge im Libanon.

Bild: Geerlings-Diel

«Schweiz des Orients». Der Ausbruch des

25 Jahre andauernden Bürgerkriegs im
April 1975 beendete jedoch abrupt die

prosperierende Phase der Zedernrepublik.
Schon damals mischten sich die mäch-

tigen Nachbarn Syrien und Israel in die
innerlibanesischen Angelegenheiten ein —

wahrlich nicht immer zum Vorteil der Be-

völkerung. Erst das Abkommen von Taif,
eine Kleinstadt in Saudi-Arabien, schuf
1989 eine vorübergehende Grundlage für
die Beendigung des Bürgerkriegs, der über

90 000 Todesopfer gefordert hatte. Dieser

Kompromiss sah eine verfassungsmässige

Aufteilung der politischen Macht vor. Die
Verteilung der 128 Sitze im Parlament

erfolgt seitdem nach dem Grundsatz der
konfessionellen Parität. Die vier höchsten
Staatsämter sind den verschiedenen reli-

giösen Gruppen vorbehalten (christlich/
maronitischer Präsident, sunnitischer Re-

gierungschef, schiitischer Parlamentsprä-

sident und christlich/maronitischer Ar-
meechef). Diese religiöse Gleichberech-

tigung basierte jedoch auf der letzten of-
fiziellen Volkszählung von 1932 und wird,
sicherlich zu Recht, besonders von den
Schiiten in Frage gestellt. Nach Schät-

zungen ist der Anteil der Christen aufun-
ter 40 Prozent gesunken. Sunniten und
Schiiten kommen auf jeweils fast 30 Pro-

zent, was das Kräfteverhältnis und damit
auch die Legitimität des nach Glaubens-

Zugehörigkeit aufgeteilten Staatsapparats
in Frage stellt.

Vormachtstellung der Schiiten

Besonders die machtpolitische Rolle der

Schiiten hat sich in den letzten Jahrzehn-
ten kontinuierlich verstärkt. Die «Partei
Alis» (shia heisst aufArabisch «Anhänger-
schaft» oder «Partei») stellt nicht nur fast

ein Drittel der libanesischen Bevölkerung,
sie verfügt mit der Hisbollah-Miliz auch
über eine finanz- und schlagkräftige Rü-
ckendeckung. Nach dem israelischen Ein-
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marsch im Südlibanon 1982 gegründet,
erfreut sich die paramilitärische Organi-
sation seither der finanziellen Unterstüt-

zung des schiitischen Irans. Das Muh
lah-Regime in Teheran versucht seit lan-

gern, den sogenannten «schiitischen Halb-
mond» zu stärken. Darunter versteht man
die Länder mit einer schiitischen Bevöl-

kerungsmehrheit wie Bahrein, Iran, Irak,
Aserbaidschan und den Libanon. Auch
Syrien, dessen Herrscherfamilie Assad

zu der schiitischen Gruppierung der
Alawiten gehört, rechnet man nach geo-
strategischer Betrachtung ebenfalls zum
«schiitischen Halbmond». Seit Jahrzehn-
ten gelangen daher Geld und Waffen

Präsident Michel Suleiman (2008 -14).

über Damaskus in die Hände der Hisbol-
Iah. Ihre Durchhaltefähigkeit bewies die
«Partei Gottes» 2006 in einem «de-facto»-

Krieg gegen Israel. Mehr als 1100 Men-
sehen starben und ein grosser Teil der
Infrastruktur des Südlibanon fiel diesem

Konflikt zum Opfer. Der Süden des Lan-
des ist seitdem, gemäss der UN-Resolu-
tion 1701, der internationalen Friedens-

truppe UNIFIL und der libanesischen Ar-
mee unterstellt. Einen möglichen Waffen-

Schmuggel über die syrisch-libanesische
Grenze vermag die über 10 000 Mann star-
ke UN-Truppe nicht zu verhindern. Somit
ist die Erfüllung des zweiten Teils der Re-
Solution 1701, die Entwaffnung der His-
bollah, bislang nicht gelungen.

«Zum Glück», sagt sich Syriens Präsi-

dent, denn seit Monaten kämpfen His-
bollah-Angehörige auf Seiten des Assad-

Regimes gegen die sunnitische Opposi-
tion. Die militärischen Erfolge der letzten
Monate in der strategisch wichtigen nord-
östlichen Grenzregion des Libanon gehen

zum Teil aufdie Rechnung der schiitischen
Verbündeten aus dem Nachbarland. Die
Männer Nasrallahs - Generalsekretär der
Hisbollah - hatten somit massgeblichen
Anteil an der militärischen Konsolidie-

rung Assads, doch zahlten sie einen ho-
hen Preis. Neben den zahlreichen Verlus-

ten verzeichnet die «Partei Gottes» vor al-
lern einen Popularitätsverlust in der Bevöl-

kerung. Seit ihrer Gründung rechtfertig-
te sie ihre Existenz mit dem Widerstand

gegen die israelische Besatzung—Tel-Aviv
kontrolliert weiter die umstrittenen She-

baa-Farmen. Die innenpolitische Blocka-

depolitik und die aussenpolitische Ein-
mischung in den syrischen Bürgerkrieg,
mit der Gefahr des Ubergreifens auf den

Libanon, finden jedoch immer weniger
Zuspruch im Volk. Eine echte Alternative
hat Nasrallah allerdings nicht, da mit dem
Fall Assads die Verbindung zum Haupt-
geldgeber Iran abreissen würde. Ohne die
finanzielle Unterstützung Teherans könn-
te die Hisbollah ihr weitverzweigtes Sozi-

alsystem mit Schulen und Krankhäusern
wohl kaum aufrechterhalten.

Auch politisch kann man der Hisbol-
Iah nicht gerade konstruktive Mitarbeit
attestieren, wie der scheidende Präsident
Suleiman feststellen musste. Die prosyri-
sehen Kräfte, Schiiten und ein Teil der
Christen unter Ex-General Aoun, vereint
in der «Allianz des 8. März», blockieren
seit April eine fruchtbare Arbeit des Par-
laments. So hatte die antisyrische «Allianz
des 13. März» aus Sunniten und einem an-
deren Teil der Christen im April für den
Vorsitzenden der rechtsorientierten Miliz
Forces Libanaises, Samir Geagea, im ers-

ten Wahlgang votiert. Doch aufgrund der
fehlenden Zweidrittelmehrheit, ist eine
zweite Wahlrunde nötig, welche die Op-
positionellen nun boykottieren/ Bereits

2007 durchlebte die «Schweiz des Nahen
Ostens» über sechs Monate ein ähnliches
Präsidentenvakuum. Erst die Vermittlung
Katars konnte mit dem «Abkommen von
Doha» den gordischen Knoten durch-
schlagen und Michel Suleiman als Kom-
promiss präsentieren.

Das leere Präsidentenbüro kommt zeit-
lieh sehr ungelegen. Bereits die Regie-
rungsbildung unter Tamman Salam hatte
zehn Monate gedauert. Erst im Februar

2014 verständigten sich die Protagonisten
über ein Kabinett der nationalen Einheit.
Nicht unbedingt die beste Konstellation,
um die akuten Probleme zu lösen.

Flüchtlinge

Das kleine Land am Mittelmeer er-
stickt förmlich an der Flut der syrischen

Flüchtlinge. Ein Viertel der libanesischen

Bevölkerung besteht inzwischen aus den

Kriegsemigranten des Nachbarlands. Täg-
lieh erhöht sich die Zahl um 2500. Ein
enormer Ballast, deren Kosten das Flücht-
lingshilfswerk der Vereinten Nationen
(UNHCR) auf 1,37 Milliarden Euro
beziffert. Lediglich 200 Millionen Euro
Hilfsgelder sind bislang eingetroffen. Die
Weltbank schätzt die Belastung der liba-
nesischen Volkswirtschaft auf etwa 1,8
Milliarden Euro. Zudem seien die Löhne
im Land wegen der nun «en masse» ver-
fügbaren Arbeitskräfte stark gesunken.
Unter der eine Million Flüchtlinge befin-
den sich auch 400 000 Kinder, von denen

lediglich ein Viertel eine zumindest rudi-
mentäre Schulausbildung erhält.

Der Libanon sieht sich einer katastro-

phalen Lage gegenüber, die selbst homo-

gene, gut funktionierende Staaten an den
Rand ihrer Leistungsfähigkeit führen wür-
de. Wie soll da ein Land reagieren, wel-
ches konfessionell und politisch derart
gespalten ist? Michel Suleiman und sei-

ne vier Millionen Landsleute können nur
hoffen, dass sich schnell ein neuer Prä-
sident findet. Ein Mann, der in Beirut ge-
wählt, aber von Teheran und Riad be-

stimmt werden wird. Und genau hier
liegt der Schlüssel des Problems. Das
kleine Land nördlich der Golan-Höhen
bleibt weiter Spielball der sunnitischen
und schiitischen Protagonisten Saudi-
Arabien und Iran. Solange diese beiden
Mächte ihre Stellvertreterkriege in Beirut

austragen, zahlt die Bevölkerung — eine

Million syrischer Flüchtlinge inbegriffen -
die Rechnung! H

1 «Libanon im gefährlichen präsidialen Vakuum»,
Der Standard, 28.05.2014.

2 «Eine Million Flüchtlinge im Libanon», FAZ,
03.04.2014.
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